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minderung in voller Höhe nach Maßgabe der Bestim­
mungen der Absätze 2 bis 6 durch Zuführung aus dem 
Staatshaushalt ausgeglichen.

(2) Die Gewinnminderung wird durch den Vergleich 
des im Jahre 1967 erzielten Gewinns mit dem Gewinn 
1967, der sich bei Berechnung zu Preisen nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1966 ergibt, ermittelt. Dazu 
ist der Gewinnsatz 1966 auf die Umsätze des Jahres 
1967, umgerechnet auf Preise nach dem Stand vom 
31. Dezember 1966, anzuwenden.

(3) Gewinnsatz 1966 ist das Verhältnis des Gewinns 
1966 zum Umsatz 1966. Private Handwerker, die erst 
ab 1. April 1966 zur Gewinnermittlung verpflichtet sind, 
berechnen den Gewinnsatz 1966 auf der Grundlage des 
Umsatzes und des Gewinns für den Zeitraum vom 
1. April 1966 bis zum 31. Dezember 1966. Bei den Be­
rechnungen ist der Gewinnsatz 1966 mit einer Dezimal­
stelle in Ansatz zu bringen.

(4) Betriebe, bei denen bereits im Zusammenhang mit 
der 2. Etappe der Industriepreisreform neue Industrie­
preise für die hergestellten Erzeugnisse wirken, führen 
den Gewinnausgleich 1967 ebenfalls auf der Grund­
lage des Gewinnsatzes 1966 durch. Bei der Ermittlung 
dieses Gewinnsatzes sind die im Jahre 1966 eingetre­
tenen Auswirkungen von Preisneuregelungen der In­
dustriepreisreform zu eliminieren.

(5) Die Leiter der Abteilungen Finanzen der Räte der 
Bezirke bzw. Kreise sind berechtigt, auf Vorschlag 
der Organisationen des Handwerks zur Erleichterung 
der Umrechnung der Erlöse des Jahres 1967 zu Prei­
sen nach dem Stand vom 31. Dezember 1966 Koeffi­
zienten festzulegen.

(6) Private Handwerker, für die gemäß § 10 Ziff. 2 des 
Gesetzes vom 16. März 1966 über die Besteuerung der 
Handwerker die Handwerkssteuer pauschal festgesetzt 
wird, ermitteln die Gewinnminderung für das Jahr 1967 
gemäß Abs. 1 als Differenz zwischen den Mehrkosten, 
die bei dem Bezug des Materials bzw. der Leistungen 
entstehen, und den Umsatzveränderungen.

§ 9
Produktivitäts- und rentabilitätsfördernde Maßnahmen

(1) Betriebe, die im Jahre 1967 einen Gewinnaus­
gleich durch Zuführung beantragen, haben produktivi­
täts- bzw. rentabilitätsfördernde Maßnahmen, insbe­
sondere zur

Rationalisierung,
sparsamen Verwendung von Material, 
Verbesserung der betrieblichen Arbeitsorgani­
sation,
Erhöhung der Qualität der Erzeugnisse bzw. Lei­
stungen,

einzuleiten und durchzuführen.

(2) Die für die Betriebe zuständigen Organe sind ver­
pflichtet, die Betriebe bei der Ausarbeitung von Vor­
schlägen sowie bei der Einleitung und Durchführung 
der vorgesehenen Maßnahmen zu unterstützen.

§ 10
Mehrkosten der 1. und 2. Etappe 

der Industriepreisreform
Ist der Gewinn des Betriebes im Jahre 1966 durch 

Mehrkosten auf Grund der Preisneuregelungen der 1. 
bzw. 2. Etappe der Industriepreisreform oder im Zu­

sammenhang mit der Preisanordnung Nr. 1843/14 
wesentlich beeinflußt worden, kann der Leiter der 
Abteilung Finanzen des Rates des Kreises auf Antrag 
des Betriebes der Eliminierung dieser Mehrkosten bei 
der Festlegung des Gewinnsatzes 1966 zustimmen.

§ И
Gcwinnausgleich durch Abführung

(1) Erhöht sich der Gewinn für das Jahr 1967 durch 
das Wirken der neuen Preise bei den Betrieben, für 
deren hergestellte Erzeugnisse bzw. Leistungen neue 
Industriepreise gelten, um mehr als 15 %, ist der die­
sen Prozentsatz übersteigende Betrag an den Rat des 
Kreises, Abteilung Finanzen, abzuführen, soweit in den 
Absätzen 2 bis 4 nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die Gewinnerhöhung wird durch Vergleich des 
im Jahre 1967 erzielten Gewinns mit dem Gewinn 1967, 
der sich bei Berechnung zu Preisen nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1966 ergibt, ermittelt. Die Bestim­
mungen des § 8 Absätze 2 bis 5 und des § 10 sind ent­
sprechend anzuwenden.

(3) Im Einvernehmen mit den wirtschaftsleitenden 
Organen kann der Leiter der Abteilung Finanzen des 
Rates des Kreises auf die Abführungen gemäß Abs. 1 
ganz oder teilweise verzichten, wenn der Betrieb nach­
weist, daß die Gewinnerhöhung auf einer echten Lei­
stungssteigerung beruht.

(4) Ist der Gewinn des Jahres 1967 nicht höher als 
12 000 MDN, entfällt eine Abführung. Bei Gewinnen 
über 12 000 MDN ist die Abführung so zu bemessen, 
daß mindestens ein Gewinn in Höhe von 12 000 MDN 
verbleibt.

(5) Private Handwerker, die gemäß § 10 Ziff. 2 des 
Gesetzes vom 16. März 1966 über die Besteuerung der 
Handwerker die Handwerksteuer pauschal entrichten, 
nehmen keinen Gewinnausgleich für das Jahr 1967 
durch Abführungen vor.

§ 12
Berechnung und steuerliche Behandlung 

des Gewinnausgleichs
(1) Die Betriebe sind verpflichtet, den Gewinnaus­

gleich selbst zu berechnen. Die Räte der Kreise, Ab­
teilung Finanzen, haben hierbei Unterstützung zu 
geben.

(2) Abweichend von den Bestimmungen der §§ 8 bis 
11 können Betriebe die durch das Wirken der neuen 
Industriepreise tatsächlich eingetretenen Gewinnver­
änderungen auf der Grundlage der nachgewiesenen 
Kosten- und Erlösveränderungen der Berechnung des 
Gewinnausgleichs für das Jahr 1967 zugrunde legen.

(3) Bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Gewinns 
bzw. Einkommens ist der Gewinn 1967 um Zuführun­
gen gemäß § 8 zu erhöhen bzw. um Abführungen ge­
mäß § 11 zu vermindern.

§ 13
Gewinnausgleich bei Betrieben, bei denen nur für einen 
Teil der Erzeugnisse bzw. Leistungen neue Industrie­

preise wirken
(1) Der Gewinnausgleich für das Jahr 1967 gemäß 

den §§ 8 bis 12 ist auch bei den Betrieben, bei denen 
nur für einen Teil der Erzeugnisse bzw. Leistungen 
neue Industriepreise wirken, durchzuführen.


